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Verkauf von Landesimmobilien
(Kapitel 1209)

Die Mehrzahl der vom Rechnungshof gepriiften
Grundstiicksverkaufe durch die Vermégens- und Bau-
amter entsprach den rechtlichen Vorgaben und
brachte gute wirtschaftliche Ergebnisse. In einigen
Einzelfdllen wurden Grundstiicke unter dem Ver-
kehrswert verauBert, ohne dass dies gerechtfertigt
war.

1 Ausgangslage

Der Landesbetrieb Vermogen und Bau Baden-Wirttemberg (Landesbetrieb) hat
2005 bis 2007 insgesamt 1.280 im Eigentum des Landes stehende Liegen-
schaften verkauft und daftir rund 380 Mio. Euro erlost.

Als Folge der zum 01.01.2005 in Kraft getretenen Verwaltungsreform konnten
zahlreiche Biro-, Verwaltungs- und Wohngebaude zum Verkauf angeboten
werden, die das Land zur Erflllung der auf die Landratsamter ibergegangenen
Aufgaben nicht mehr bendtigte. Die Landkreise haben die frei werdenden Ge-
baude nur teilweise Ubernommen, vielmehr im Interesse der von ihnen zu er-
bringenden Effizienzrendite haufig auf vorhandene oder neue Buroflachen
zuriickgegriffen, die eine Konzentration der Behorden an einem Ort mdglich
machten.

Die Finanzkontrolle hat 58 Immobilienverkaufe, die durch die Verwaltungsreform
moglich wurden, geprift. Die Verkaufe wurden von 12 Vermdgens- und Bau-
amtern (Amter) betreut und erbrachten einen Erlés von insgesamt 43 Mio. Euro.
Damit wurden die nach dem verwaltungsinternen Verkaufsprogramm in diesen
Fallen zu erwartenden Erlése um 6 Mio. Euro Ubertroffen.

Ziel der Prifung war es, festzustellen, ob die haushaltsrechtlichen Vorschriften
eingehalten wurden, ob sich das dabei praktizierte Verfahren bewahrt hat und
ob Optimierungspotenziale bestehen.

2 Ergebnis der Prifung

Die Mehrzahl der gepriften Verkaufsfélle erfiillte die rechtlichen und wirtschaft-
lichen Anforderungen, die an den Verkauf von Landesimmobilien zu stellen sind.

2.1 Zugige Abwicklung

Die Verkaufsverfahren nahmen im landesweiten Durchschnitt sechs Monate in
Anspruch und wurden mithin zlgig abgewickelt, obwohl die Arbeitsbelastung der
zustandigen Referate durch verschiedene Verkaufsprogramme 2005 bis 2007
hdher war als in den Vorjahren.

In der Regel geniigte eine Ausschreibung, um die Immobilie zu veraufRern. Im
strukturschwacheren landlichen Raum waren in einigen Fallen weitere Aus-
schreibungen erforderlich, um Interessenten fiir die Grundstiicke zu finden. Dort
waren dann auch Abschlage auf die ermittelten Verkehrswerte notwendig.

Solche Abschlage waren moglicherweise auch der Preis fiir die haushalts-
politische Vorgabe, innerhalb eines fixen Zeitraumes eine angestrebte Summe
zu erreichen.
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2.2 Verfahren

Der Landesbetrieb verauRert die landeseigenen Grundstucke grundsatzlich frei-
bleibend gegen Hochstgebot nach einer 6ffentlichen Ausschreibung. In 14 der
untersuchten Falle wurden die Grundstiicke ohne Ausschreibung direkt an Ge-
meinden, Landkreise oder den jeweiligen Mieter verauRert.

Bewahrt hat sich in einigen Amtern ein formalisiertes Nachgebotsverfahren, bei
dem die Kaufinteressenten, denen das bisherige Héchstgebot mitgeteilt wurde,
nach Art einer Submission im verschlossenen Umschlag Nachgebote abgeben
kénnen. Dieses Verfahren zeichnet sich durch ein hohes Mal} an Transparenz
aus, beugt Manipulationen vor und erbringt, wie die untersuchten Félle zeigen,
regelmaRig deutliche Mehrerlése gegenliber einem Zuschlag unmittelbar nach
der Ausschreibung.

2.3 Verdffentlichung der Verkaufsangebote

Die Betriebsleitung des Landesbetriebs hat ihren Internetauftritt 2008 grund-
legend Uberarbeitet. Die Verkaufsangebote des Landes werden dort Ubersicht-
lich prasentiert und sind mit einem abrufbaren Kurzexposé versehen. Auf An-
frage erhalten die Interessenten ein ausfihrliches gedrucktes Exposé.

Eine Verknupfung mit kommerziellen Immobilienangeboten ist bislang nicht
erfolgt, weil die einschlagigen Anbieter regelmaRig auf Exklusivitdt bestanden
haben, die der Landesbetrieb nicht zusagen konnte und wollte.

Daruber hinaus wurden die verkaufsreifen Immobilien in regionalen Zeitungen
und amtlichen Mitteilungsblattern angeboten. Die Kosten fur die Verdffentlichung
der Ausschreibung bewegen sich bei 0,2 % der spater erzielten Verkaufserldse
und sind nicht zu beanstanden.

Grundsticksmakler werden vom Landesbetrieb regelmafig nicht beauftragt.

3 Angemessenheit der Verkaufspreise

In der Regel erfolgten die Grundsticksverkdufe zum vollen Wert (Marktwert),
wie es die Landeshaushaltsordnung vorschreibt.

In einigen Einzelféllen wurde der Marktwert jedoch in einer nicht vertretbaren
Grolenordnung unterschritten.

3.1 Verkauf des Forstamts Karlsruhe

Das ehemalige Forstamt Karlsruhe ist eine 1905 errichtete und 1988 umfassend
sanierte denkmalgeschutzte Stadtvilla in zentraler Lage. Das Grundstick grenzt
unmittelbar an den Karlsruher Schlossgarten. Das Gebaude wurde nach der
Verwaltungsreform fur landeseigene Zwecke nicht mehr bendtigt.

Villa und Grundstick wurden im Juli 2005 zum Preis von 600.000 Euro an den
Landkreis Karlsruhe verkauft. Der Landkreis hat in das Gebaude 240.000 Euro
an Umbau- und Renovierungskosten investiert und es nach kurzer Nutzungszeit
im Dezember 2007 zum Preis von 1,525 Mio. Euro an einen privaten Dritten
weiterveraulert.

Schon diese WeiterveraulRerung beweist, dass das Land das Gebaude im Juli
2005 unter dem Verkehrswert verkauft hat. Das zustandige Amt hatte sich
damals auf ein Gutachten gestitzt, das die Grundstliicksbewertungsstelle der
Stadt Karlsruhe (die selbst an einem Erwerb des Grundstiicks interessiert war)
erstellt hatte. Das Gebdude hatte nicht ohne neutrales Gutachten und ohne
Ausschreibung veraullert werden dirfen.



-132-

AuBRerdem hatte das Amt bei Abschluss des Kaufvertrags darauf bestehen
sollen, eine Nachzahlungs- bzw. Abschoépfungsklausel in den Kaufvertrag auf-
zunehmen. In diesem Falle ware der bei der WeiterverauRerung erzielte Mehr-
erlds ganz oder teilweise dem Land zugutegekommen.

Bei einem professionelleren Vorgehen des Amtes ware fiir das Land eine Mehr-
einnahme in einer GréRenordnung von 700.000 Euro moglich gewesen.

3.2 Verkauf des ehemaligen Vermessungs- und Forstamts Schramberg

Bei dem ehemaligen Vermessungs- und Forstamt Schramberg handelt es sich
um eine denkmalgeschiitzte Jugendstilvilla (Baujahr 1909), die von 1993 bis
1996 vom Land fiir 640.000 Euro saniert wurde.

Abbildung

Ehemaliges Vermessungs- und Forstamt Schramberg

Bevor es zum Verkauf angeboten wurde, wurde der Verkehrswert vom zu-
stdndigen Vermogens- und Bauamt nach der Ertragswertmethode mit
620.000 Euro ermittelt.

Nachdem zwei Ausschreibungen im Jahr 2005 kein Gebot erbracht hatten, das
dem Verkehrswert nahe gekommen ware, wurde der geschatzte Verkehrswert
vom Amt auf 50 % reduziert. Der Zuschlag wurde schlief3lich im April 2006 zum
Preis von 209.000 Euro - und damit um 35 % unter dem bereits reduzierten Ver-
kehrswert - erteilt.

Nachdem das Angebot Uber 209.000 Euro vorlag, hat es das Amt versdumt, der
Stadt Schramberg noch einmal den Erwerb zum reduzierten Verkehrswert von
320.000 Euro anzubieten. AuRerdem ergibt sich aus den vom Rechnungshof
ausgewerteten Akten, dass zwei weitere Kaufinteressenten vom Amt mit dem
Argument, dass bereits eine Zusage erteilt sei, zuriickgewiesen wurden.
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Auch hier hatte der Verkauf, der deutlich unter dem vom Amt selbst geschatzten
Verkehrswert lag, so nicht erfolgen dirfen. Dem Land ist dadurch eine mégliche
Mehreinnahme in einer Gré3enordnung von 100.000 Euro entgangen.

3.3 Verkauf des Forstamts Steinheim am Albuch

Der Verkehrswert des ehemaligen Forstamtsgeb&udes in Steinheim am Albuch
(Landkreis Heidenheim) wurde von einem Sachverstandigen nach der Sach-
wertmethode mit 300.000 Euro ermittelt. Auf dem Grundstick ist eine weitere
Baumdglichkeit vorhanden, deren Wert mit mindestens 60.000 Euro anzusetzen
ist. AulRerdem hatte das Land 2001 und 2002 insgesamt 210.000 Euro fir
Sanierungs- und Umbaumaf3nahmen investiert.

Bei der Ausschreibung des Grundstlcks (einschliellich des Bauplatzes) gingen
nur zwei Gebote ein, darunter das Gebot der im Hause wohnenden Mieterin in
Hoéhe von 240.000 Euro. Ohne eine weitere Ausschreibung in Erwéagung zu
ziehen, wurde das Grundstuick zu diesem Preis (also 20 % unter dem Verkehrs-
wert) an die Bewerberin veraulRert.

In diesem Fall bestand kein Zeitdruck. Eine zweite Ausschreibung hatte wahr-
scheinlich ein glnstigeres Ergebnis erbracht.

4 Weitere Defizite und Verbesserungspotenziale

Die Prifung des Rechnungshofs hat weitere Verbesserungspotenziale fur
kanftige Verkaufsfalle ergeben.

4.1 Unterschiedliche Qualitat der Wertermittlung

Die Wertermittlung der angebotenen Grundstiicke war von unterschiedlicher
Qualitat. Wahrend die Immobilienabteilungen der Amter die Ertragswerte der
Grundstlcke in der Regel sachgerecht und kompetent bestimmten, wiesen die
Sachwertermittlungen in einigen Fallen Fehler und Unsicherheiten auf. Nicht alle
Amter verfligen Uber die zur Ermittlung von Sachwerten erforderliche
Kompetenz.

Es bietet sich daher an, die Sachwertermittlung bei Grundstliicken innerhalb der
Vermogens- und Bauverwaltung zu konzentrieren.

4.2 Wertermittlung durch Dritte

Es spricht nichts dagegen, die fehlende Kompetenz des jeweiligen Vermogens-
und Bauamtes bei der Wertermittlung dadurch zu kompensieren, dass Dritte
(z. B. Sachverstandige oder die drtlichen Gutachterausschisse) mit der Wert-
ermittlung beauftragt werden.

Allerdings sollten diese Wertgutachten vom Amt stets auf Plausibilitdt Gberprift
werden. Gutachten, die von Erwerbsinteressenten stammen oder von diesen in
Auftrag gegeben wurden, eignen sich als Grundlage eines Verkaufs grundsatz-
lich nicht.
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4.3 Kaufpreisfalligkeit

Nach der Verwaltungsvorschrift zu § 64 Landeshaushaltsordnung ist der
Landesbetrieb gehalten, die Kaufvertrdge so abzuschlieRen, dass der Kaufpreis
bei Vertragsabschluss in einer Summe zu entrichten ist.

In zwei Drittel der gepruften Verkaufsfalle ist die Verwaltung von dieser Vor-
schrift abgewichen und hat den Kaufern Zahlungsziele eingerdumt. Grinde fur
diese Abweichungen waren in den Akten nicht dokumentiert.

Die Vereinbarung von Zahlungszielen fuhrte zu einem Zinsverlust von insgesamt
32.000 Euro.

4.4 Aktenfihrung und Dokumentation

Die Aktenfiihrung dreier Amter und die Dokumentation der Verkaufsfalle waren
in einigen Fallen unzureichend. Dies erschwert es, die einzelnen Ent-
scheidungen und die ihnen zugrunde liegenden Motive nachzuvollziehen. Es
begtinstigt mdgliche Manipulationen und erschwert bei schadigendem Verhalten
die Mdglichkeit des Ruckgriffs auf die handelnden Mitarbeiter.

Die Betriebsleitung des Landesbetriebs sollte daher auf eine vollstandige Akten-
fihrung bei den Amtern hinwirken.

5 Empfehlungen

Aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse empfiehlt der
Rechnungshof der Vermdgens- und Bauverwaltung,

- die Entscheidung Uber die Entbehrlichkeit des zum Verkauf anstehenden
Grundstlcks in jedem Einzelfall zu dokumentieren,

- bei erstmaliger Ausschreibung von der Angabe von Mindestgeboten oder
Schatzpreisen abzusehen, um so Raum fir den am Markt héchst erzielbaren
Preis zu geben,

- nach erfolgter Ausschreibung die Bieter zur Abgabe eines schriftlichen Nach-
gebots aufzufordern (dabei hat sich das in den meisten Amtern praktizierte
Umschlagverfahren und die Gebotsoffnung nach dem Vier-Augen-Prinzip be-
wahrt),

- alle Mdglichkeiten der Verdffentlichung der Verkaufsangebote offensiv zu
nutzen,

- die Falligkeit des Kaufpreises entsprechend den geltenden Vorschriften auf
den Zeitpunkt des Vertragsschlusses festzusetzen und

- in der Regel eigene Wertermittlungen durchzuflhren und die daflr erforder-
liche Kompetenz innerhalb des Landesbetriebs zu schaffen und an ein bis
zwei Stellen zu konzentrieren. Wertermittlungen Dritter sollten stets auf ihre
Plausibilitat gepruft werden.
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6 Stellungnahmen des Landesbetriebs und des Ministeriums

Der Landesbetrieb weist darauf hin, dass die vom Rechnungshof ausgewahlten
58 Verkaufsfalle weniger als 5 % der im gepriften Zeitraum abgeschlossenen
Grundsticksgeschafte betreffen und die dabei gewonnenen Erkenntnisse des-
halb nicht verallgemeinert werden durften. Gleichwohl werde die Prifung des
Rechnungshofs zum Anlass genommen, einige ohnehin beabsichtigte Ver-
besserungen in der Aufbau- und Ablauforganisation zu realisieren.

Das Finanzministerium halt die Aussage des Rechnungshofs fur nicht zu-
treffend, in den genannten Einzelfallen sei der Marktwert in nicht vertretbarer
Grélenordnung unterschritten worden.

Die beiden Objekte in Steinheim und in Schramberg seien o&ffentlich aus-
geschrieben worden. Der Verkauf sei dann jeweils zu dem am Markt erzielbaren
Hoéchstgebot erfolgt.

Der Verkauf des ehemaligen Forstamts in Karlsruhe sei auf der Grundlage eines
Verkehrswertgutachtens der Grundsticksbewertungsstelle der Stadt Karlsruhe
erfolgt. Mit 600.000 Euro habe der Verkaufspreis sogar um 100.000 Euro uber
dem im Wertgutachten genannten Preis von 500.000 Euro gelegen. Eine
offentliche Ausschreibung sei nicht geboten gewesen, da Grundstiicksverkaufe
unter Gebietskorperschaften regelmaRig ohne vorherige Ausschreibung
erfolgen. Auch ein Grund fiir die Vereinbarung einer Abschdpfungsklausel sei
nicht ersichtlich gewesen. Der Rechnungshof habe nicht ausreichend gewdirdigt,
dass sich die planungsrechtliche Situation des Grundstlicks zwischen den
beiden Verkaufsfallen grundlegend verandert habe.

Im Ubrigen wendet sich das Finanzministerium gegen die Empfehlung des
Rechnungshofs, bei erstmaliger Ausschreibung von Grundstiicken von der An-
gabe eines Mindestgebots abzusehen. Bei Objekten, die zur Eigennutzung
durch private Erwerber in Betracht kommen, habe sich die Nennung eines
Mindestgebots als hilfreich fir die potenziellen Interessenten erwiesen und zu
einer Starkung der Nachfrage gefihrt.

7 Schlussbemerkung

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Bewertung der drei genannten Einzelfélle.
Bei den Objekten in Steinheim und Schramberg héatte durch weitere Verkaufs-
bemihungen mit hoher Wahrscheinlichkeit ein besserer Preis erzielt werden
kénnen. Beim Verkauf des Karlsruher Forstamtsgebaudes reichen die Argu-
mente des Ministeriums keinesfalls aus, um die enorme Differenz zwischen den
beiden Verkaufsfallen zu erklaren. Der Verzicht auf die Vereinbarung einer Ab-
schopfungsklausel ist nicht plausibel erklart.

Auch im Ubrigen bleibt der Rechnungshof bei seinen Empfehlungen, die sich auf
die Auswertung der Akten der an den Verkaufsfallen beteiligten Vermégens- und
Bauamter stltzen.

Abschliefiend weist der Rechnungshof auf Folgendes hin: Die zlgige Ab-
wicklung von Immobiliengeschéaften ist anzuerkennen. Sie sollte jedoch nicht
zulasten moglicher Erlése gehen.
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	Weitere Einsparungen sind möglich, wenn bei Beschaffungen wie vorgesehen die Unterstützung des Logistikzentrums Baden-Württemberg in Anspruch genommen wird.
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